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Alternative ist möglich!
Arbeit zu Löhnen die arm machen.
Heute geheuert, morgen gefeuert.
Jeder ist für seine Krankheit ver-
antwortlich und soll selbst dafür
zahlen. Ein ganzes Leben gearbei-
tet, und trotzdem arm im Alter.
Alle müssen opfern für die Unter-
nehmen und die Reichen. Das ist
die Botschaft von SPD-Grün. Sie
schaffen das Solidarsystem ab und
vernichten den Solidargedanken
in den Köpfen.

Sie sagen: Der Sozialstaat ist an
seine Grenzen gekommen. Wir
können uns Arbeit für alle und so-
ziale Sicherheit und die Unterneh-
men können sich die paritätische
Finanzierung der sozialen Siche-
rung nicht mehr leisten.

Tatsache ist: Seit den achtziger
Jahren reißt die Kluft zwischen
oben und unten immer weiter auf:
immer mehr Geld für wenige –
und weniger Geld für immer mehr.
Also mehr Millionäre – und mehr
Arbeitslose. „Es muss wieder ren-
tabel sein, Arbeitsuchenden einen
Arbeitsplatz anzubieten“, schrei-
ben die, die selbst im Trockenen
sitzen. Aber damit alles akzeptiert
wird, muss die Arbeitslosenhilfe
runter und die Sozialhilfe; das Ge-
fühl der Sicherheit muss ver-
schwinden, damit die Leute bereit
sind zu allen Bedingungen zu ar-
beiten. Und so entsteht ein Klima,
in dem Marktliberale die Sozial-
hilfe auf Almosen umstellen, er-
worbene Rechte durch Nächsten-
liebe ersetzen wollen – die es aber
in einer Gesellschaft in jeder der
Konkurrent des anderen ist, nicht
mehr gibt. Sozialdemokraten und
Mittelstandsgrüne reden von
„Wohltaten“ und „Missbrauch“,
so als wären Löhne und soziale
Absicherung je Brocken vom
Tisch der Reichen gewesen. Der
„Neid der Besitzenden“ zerstört

Solidarität und soziale Sicherung.
„Vollkasko-Mentalität“ wird de-
nen vorgeworfen, denen das Was-
ser bis zum Halse steht. Die sozia-
le Sicherung ist nicht an seine Fi-
nanzierungsgrenzen gekommen,
weil die Versicherten den Sozial-
staat ausgebeutet haben, sondern
ganz im Gegenteil, weil sie die
Verlierer des Verteilungskampfes
zwischen Kapital und Arbeit sind.

Bundesregierung und Unterneh-
mer haben den Stein der Reichen
entdeckt: die Arbeiter und Ange-
stellten zahlen die Steuern für die
Konzerne und Reichen. Während
eine Entlassungswelle die andere
jagt, werden die Gewinne nahezu
steuerfrei einkassiert. Millionäre,
die noch Steuern bezahlen, wech-
seln den Steuerberater. Die staatli-
che Veranstaltung wird ganz über-
wiegend aus dem Geld der Be-
schäftigten und aus der Besteue-
rung ihres Konsums bezahlt. Fast
zwei Drittel des Gesamtsteuerauf-
kommens wird aus Lohnsteuer
und Umsatzsteuer bestritten, wäh-
rend allein der Ausfall der Körper-
schaftssteuer ein Loch von rund 23

Milliarden Euro in das Staatssä-
ckel reißt – jährlich. Mit dem Ver-
zicht auf die Vermögenssteuer
schenkt Eichel den Reichen 15
Milliarden Euro im Jahr.
Wir sagen: Nicht „überzogenes
Besitzstandsdenken“ der Arbeiter
und Angestellten, der Rentner und
Kranken belasten den Sozialstaat,
sondern umgekehrt: die Konzerne
und Banken sind mit ihren An-
sprüchen an Staat und Gesell-
schaft zu einer untragbaren Bela-
stung aller anderen produktiven
Kräfte der Gesellschaft geworden.
Die Regierung fördert Banken,
Konzerne und die Reichen und
nützen dazu das Geld der arbeiten-
den Menschen. Nicht ein zu wenig
an Geld und Kapital, sondern ein
zu wenig an Demokratie und ein
zu viel an unkontrollierter Macht
der Konzerne und Banken kenn-
zeichnen die Situation.
Da hilft nur eines: Klassen-
kampf zur Verteidigung des So-
zialstaates und zur Einschrän-
kung der Macht des Großkapi-
tals.

Michael Gerber, Tel: 96227

Alles Müll??
Eine an und für sich gute Idee: Die
Bürger unserer Stadt sammeln
Müll auf, die Ordnungshüter ver-
teilen Knöllchen an Umweltsünder,
zum Beispiel Zigarettenstummel-
wegwerfer oder Kaugummispu-
cker.
Das hat aber ein paar Haken:
Wenn sich solche „Subottniks“ öf-
ter wiederholen, werden sich unse-
re Sparstrategen in Politik und
Verwaltung wieder mal überlegen,
Personal bei der BEST einzuspa-
ren. Nur wegen Personaleinspa-
rungen sind solche Bürgeraktionen
erst nötig geworden – und natür-
lich wegen der Rücksichtslosigkeit
einiger Umweltsünder.
Die eigentlichen Schmierfinken er-
wischt man so nicht. Es wird wie-
der einmal mit Kanonen auf Spat-
zen geschossen – die kleinen Um-
weltsünder fängt man, die großen
lässt man laufen.
Die Gebühren für die Mülltonnen
werden trotzdem nicht sinken, son-
dern weiter steigen – weil über die-
se Einnahmen andere Dinge finan-
ziert werden ...
Und zum guten Schluss: Mancher
Bürger könnte auf die Idee kom-
men, dass sich seine Bürgerpflicht
damit erschöpft, Müll zu sammeln.
Nix da! Das lässt sich ausbauen:
Selbst wieder die Zähne ziehen, den
Nachbarn am Blinddarm operieren
oder ein klein wenig Selbstjustiz –
das kommt auf uns zu! Mit dem
Müll fing es an!!
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Cross-Border-Leasing Unser Kommentar

Armuts-
zeugnis
In der letzten Sitzung des Kultur-
ausschusses vor den Ferien fand
etwas Ungewöhnliches statt: Von
einem Nichtmitglied wurde ein Re-
ferat gehalten, der noch dazu
Kreisvorsitzender der DKP ist.
Wingold berichtete von seinen
Forschungen über Widerstand und
Verfolgung während des Faschis-
mus in unserer Stadt. Die Anwe-
senden waren gleichzeitig scho-
ckiert und beeindruckt von der
Fülle an Fakten, die bisher nicht
oder kaum bekannt waren. Dem
Oberbürgermeister war erst An-
fang des Jahres von Wingold eine
Liste mit mehr als 180 Namen Bot-
troper Bürgerinnen und Bürger
übergeben worden, die von den
Nazis verfolgt wurden – zusätzlich
zu den jüdischen Opfern, über die
schon das Stadtarchiv ausführlich
geforscht hatte.
Wingold machte deutlich, dass sei-
ne „Forschungen“ die eines Ama-
teurs sind, dass sie sicher nur die
„Spitze des Eisbergs“ des Wider-
stands erfassten und noch viel,
sehr viel, zu tun ist, um eine Veröf-
fentlichung wagen zu können, die
wissenschaftlichen Ansprüchen
gerecht wird.
Bis hierhin hatten wohl die Mit-
glieder des Kulturausschusses
noch zustimmend genickt. Als es
dann jedoch darum ging, die nöti-
gen Mittel und das nötige Perso-
nal beim Stadtarchiv für solche
Forschungen bereit zu stellen,
klappte bei einigen sofort die
Kinnladen herunter und die Ohren
zu. Wäre es um den Umbau der
Osterfelder Straße gegangen, für
den locker Millionen aus dem
Stadtsäckel geschüttet wurden –
die Zustimmung wäre sicher gewe-
sen. Aber ein paar Tausende für
Forschungen über den Widerstand
in Bottrop – möglichst, solange
noch Zeitzeugen leben – nein, dar-
über wollten die Ausschussmitglie-
der lieber nicht befinden.
Also wurde wieder einmal eine
Chance vertan, eine Chance, wel-
che alle Nachbargemeinden ge-
nutzt haben – nämlich mehr über
ihre Mitbürger zu erfahren, die
sich gegen die Nazis gewehrt ha-
ben und dafür ihre Gesundheit,
ihre Freiheit und manchmal sogar
ihr Leben gaben.
Wieder mal ein Armutszeugnis für
die Politik in unserer Stadt.

Herbert Dibowski,
Mitglied im Kulturausschuss

Geschäfte vermasselt
8. April 2003 – Die große Koalition
aus SPD und CDU im Rat der Stadt
Bottrop beschließt den städtischen
Haushalt für das Jahr 2003. Aber
der Haushalt muss auf drei große
Posten verzichten, drei Posten, die
„Millionen in die städtischen Kas-
sen spülen sollten“, so Kämmerer
Peter Noetzel.
Die Stadt verzichtet auf die Privati-
sierung des städtischen Abwasser-
netzes, sie verzichtet auf sogenann-
te Wandelanleihen, Anleihen an
denen nur die beteiligten Banken
verdienen würden. Und sie ver-
zichtet auf den ganz großen Fi-
nanzdeal, der seit einiger Zeit, so
scheint es, ganz Deutschland be-
schäftigt – Cross-Border-Leasing
(CBL)!
Vollmundig wurde CBL als ein
Geschäft ohne Risiko angekündigt:
Wir vermieten unser städtisches
Eigentum, zum Beispiel Schulen,
Abwasseranlagen und/ oder Ver-
kehrsbetriebe und mieten es gleich-
zeitig wieder zurück. Warum?
Weil es dem amerikanischen Mie-
ter in den USA Steuern spart. Milli-
arden! Und davon gibt er dann ei-
nen Teil aus Dankbarkeit seinem
Vermieter.
Hört sich an wie ein Märchen – nur
dass Märchen bekanntlich immer
gut enden. Wohin CBL-Geschäfte
führen, ist aber nicht abzusehen:
Immerhin dauert die Mietzeit 99
Jahre! Die Verträge sind geheim –
genau so wie der Investor in den
USA. Die Stadt kennt nur eine
Kurzfassung, eine sogenannte
Transaktionsbeschreibung, ca. 80
von meist mehr als tausend Seiten
in englischer Sprache. Sie muss
also blind einen Vertrag abschlie-
ßen mit einem unbekannten Inve-
stor, alles über einen sogenannten
Trust, der pikanterweise in der Re-
gel auf den Caiman-Inseln sitzt, ei-
nem der Steuer- und Geldwäsche-
paradiese dieser Erde.
Und wenn man sich mal über den
unbekannten Vertrag streitet, wo
trifft man sich wieder? In New
York natürlich. Dieser Ort wird ge-
wöhnlich als Gerichtsstandort ver-
traglich festgelegt.
Wer da nichts Böses denkt, muss
schon sehr vertrauensselig sein.
Die Kommunen und so auch Bot-
trop in ihrer nicht unbedingt selbst-
verschuldeten Finanznot greifen
aber zu jedem Strohhalm, um ihre
gefährdeten Haushalte vor der
Zwangsverwaltung von oben zu
retten.
Aber zurück an den Anfang der
Geschichte. Als zu Beginn des Jah-
res 2002 die ersten Zeitungsartikel
über CBL-Geschäfte berichteten
und klar war, dass auch Bottrop mit

solchen liebäugelt, lud die Rats-
fraktion der DKP zu einer öffentli-
chen Informationsveranstaltung
zum Thema ein. Zu Gast waren der
Kölner Journalist und CBL-Kenner
Werner Rügemer, der Abteilungs-
leiter der Stadtkämmerei Martin
Notthoff und als Gastgeber Micha-
el Gerber, Fraktionsvorsitzender
der DKP. Während nun Herr Rüge-
mer anschaulich über die Risiken
dieser Geschäfte berichtete, sah die
Kämmerei seltsamerweise gar
keins!

Nun ja, im August war es dann so
weit. Der Kämmerer der Stadt Bot-
trop verkündete in der örtlichen
Presse, dass bei der notwendigen
Sparpolitik beim zukünftigen
Haushalt kein Thema tabu sei, auch
nicht CBL. Er denke an die Verlea-
sung des städtischen Kanalnetzes.
Die DKP beantragte deswegen zur
nächsten Hauptausschusssitzung
einen Sachstandsbericht über die
geplanten Geschäfte und siehe da,
die Kämmerei reagierte mit Erstau-
nen. Es gäbe keine konkreten Ab-
sichten, man hätte sich nur mal so
informiert.
Diese Information war aber der
endgültige Auslöser für einen wei-
teren Antrag der DKP-Fraktion an
den Hauptausschuss, keine CBL-
Verträge abzuschließen. Die dem
Antrag beigefügte Begründung
kam einer Dokumentation gleich:
Rund 100 Seiten Material, gesam-
melt und ausgewertet, angefangen
von Berichten aus der Presse, Aus-
sagen der Bayrischen Staatskanzlei
und des niedersächsischen Innen-
ministeriums, Erfahrungen aus an-
deren Städten bis hin zu einer Aus-
sage des Ministeriums für Inneres
und Königinnenangelegenheiten
der Niederlande.
Und in der Zwischenzeit wurde
auch der Haushaltsentwurf der
Stadt Bottrop für das Jahr 2003 ver-
öffentlicht, wo wunderbarerweise
die ganz oben genannten drei Fi-
nanzgeschäfte mit einer Selbstver-

ständlichkeit vorgestellt wurden,
als hätte es die ganze Diskussion
im Vorfeld mitsamt Dementi zu
CBL nicht gegeben. Nur war jetzt
nicht mehr vom Kanalnetz die
Rede, sondern von ca. 30 städti-
schen Gebäuden. Das Kanalnetz
sollte jetzt ja anderweitig verscher-
belt werden.
Die beabsichtigen CBL-Verträge
waren ja nun nicht mehr zu leugnen
und der Antrag der DKP-Ratsfrak-
tion wurde letztlich auf die nächste
Sitzung vertagt. Dort waren dann
auch die befürwortenden Experten
von der WestLB zu Gast und nutz-
ten die Hauptausschusssitzung zu
einer Verkaufsveranstaltung ohne-
gleichen. Kein Wunder, auch die
Banken gehören zu den maßgebli-
chen Gewinnern solcher Geschäf-
te. Experten der Gegenseite, die in
der vorgelegten Dokumentation
reihenweise genannt werden, wa-
ren natürlich nicht eingeladen, ob-
wohl beantragt.

Doch der Funke des Misstrauens
war gesät. Keine der anderen im
Rat vertretenen Parteien, auch die
entscheidenden großen, wollte sich
offen zu CBL bekennen, zumal
sich die drei Kleinen, ödp, Grüne
und natürlich die DKP auf eine ge-
meinsame Linie geeinigt hatten
und auch ein Bürgerbegehren nicht
ausschließen wollten. In der alles
entscheidenden letzten Hauptaus-
schusssitzung vor der Verabschie-
dung des Haushalts im Rat zog der
Kämmerer seine drei Finanzge-
schäfte zurück!
Und so wurde der Haushalt dann
eben ohne den großen Finanzdeal
verabschiedet. Trotzdem hat der
Haushalt 2003 der Stadt Bottrop
keine Zustimmung durch die Rats-
fraktion der DKP erhalten. Dafür
waren die Einschnitte ins soziale
Netz zu groß.

Aber ein Erfolg war es trotzdem.
Obwohl zur Zeit so viele CBL- Ge-
schäfte europaweit abgeschlossen
wurden und werden, die eine noch
gar nicht zu überschauende Abhän-
gigkeit vom US- amerikanischen
Kapital zur Folge haben könnten,
ist Bottrop diesmal noch davon ge-
kommen. Auch wenn die CDU
heimlich schon wieder von CBL
träumt...
Das Material der DKP- Ratsfrak-
tion gegen diese Art von Geschäf-
ten ist mittlerweile noch umfang-
reicher geworden. Holzauge bleib
wachsam – der nächst Haushalt
kommt bestimmt ... Aber dann sind
auch schon wieder Kommunal-
wahlen!!

Michael Gerber, Tel: 96227
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❑ Ich möchte mehr wissen!

❑ Laden Sie mich zu einem Gespräch ein.

❑ Laden Sie mich zu einer Mitgliederversammlung ein.

❑ Laden Sie mich zu einer Fraktionssitzung ein.

❑ Schicken Sie mir Info-Material.

Name, Vorname:

Adresse:

Telefon:

Ankreuzen und einsenden an: DKP, Germaniastraße 54, 46236 Bottrop

Ein Pfingstcamp für Kinder gab es auch in diesem Jahr wieder von
der DKP – in Haltern am Stausee, für schlappe 18 Euro pro Kind. Am
Besten: Schon mal vormerken für nächstes Jahr!

Lernmittel

Gar nicht so frei

Überall in NRW, so auch an der
Fürstenbergschule in Bottrop,
wird zu Beginn des nächsten
Schuljahres die „Offene Ganz-
tagsschule“ eingerichtet.

Die DKP begrüßt ausdrücklich die
verstärkte Einrichtung von Ganz-
tagsangeboten, denn die DKP for-
dert Ganztagsschulen schon seit
langem. Die Landesregierung ist
aber erst mit dem „PISA-Schock“
wach geworden. So hieß es in der
Verwaltungsvorlage zur Schul-
ausschusssitzung zu recht: „Die in
den letzten Jahren etwas in den
Hintergrund getretene Diskussion
zum Ganztagsangebot an Grund-
schulen hat durch die PISA-Studie
an Aktualität gewonnen. Erfah-
rungen in anderen europäischen
Ländern zeigen, dass Kinder, die
ganztägig die Schule besuchen,
ihre Fähigkeiten und Fertigkeiten
durch das Zusammenspiel von
Unterricht, Freizeit- und Förder-
maßnahmen besser entfalten kön-
nen.“ Dem ist kaum etwas hinzu
zusetzen.

Nur: Wie sieht dieses Betreuungs-
angebot in der Realität aus? An-
ders als in vielen Ländern mit
Ganztagsschulen – wie Frankreich
oder Finnland – die ja bekanntlich
deutlich besser in der PISA-Studie
abgeschnitten haben, als Deutsch-
land, wird dieses Betreuungsange-
bot nicht kostenfrei sein. Und das,
obwohl nicht einmal eine pädago-
gisch geschulte Betreuung gesi-
chert ist. Wird hier klammheim-
lich das Schulgeld eingeführt?
Denn: Wie sollen gerade die El-
tern, deren Kinder eine Förderung
dringend benötigen, ein solches

Schulgeld bezahlen? Bei Kosten
für die Ganztagsbetreuung von 40
Euro plus Essensgeld von ca. 44
Euro im Monat ist für das für „Ein-
kommensschwache“ nicht leist-
bar. Wie soll ein Sozialhilfeemp-
fänger pro Kind im Monat 69 Euro
berappen?

Wie soll eine Familie diese Beträ-
ge zahlen, die mehrere Kinder in
der Grundschule hat? Der Eltern-
beitrag beträgt ab dem zweitem
Kind zwar „nur“ noch 25.- Euro,
aber welche Summen da auf eine
Familie zukommen, kann sich je-
der ausrechnen!

Fazit:
Die geplante „Offene Ganztags-
grundschule“ wird eine im Kern
unveränderte Halbtagsschule mit
angehängtem Aufbewahrungsan-
gebot. Die besonderen pädagogi-
schen Möglichkeiten einer konse-
quenten Ganztagsbeschulung wer-
den damit zu Grabe getragen. Es
ist zu befürchten, dass die „Offene
Ganztagsschule“ die Standards
anderer Einrichtungen senken und
Horte geschlossen werden.

Die DKP-Fraktion fordert da-
her:
Einführung der Ganztags-
grundschule als Regelschule –
kostenfrei und ohne Schulgeld!
Beschäftigung von qualifizier-
tem, pädagogisch geschultem
Personal!
Übernahme der Kosten durch
das Land NRW!
Ein für alle Eltern finanzierba-
res Mittagessen!

Ulrich Kunold, Mitglied des
Schulausschusses

Wieder einmal müssen wir fest-
stellen, dass die Landesregierung
aus PISA nichts gelernt hat. Statt
mehr Geld für die Bildung auszu-
geben, werden die Elternbeiträge
für Lernmittel drastisch erhöht.
Und das geht so: Zuerst erhöht
man die Durchschnittsbeträge für
Lernmittel um 1/3. Das ist durch-
aus nötig, weil sich die Durch-
schnittsbeiträge seit 1989 nicht ge-
ändert haben und bekanntlich alles
teurer geworden ist.
Da die Eltern 1/3 dieser Summe
selber bezahlen müssen, wäre das
an sich schon Mehrbelastung ge-
nug. Aber die Kommunen sind be-
kanntlich zur Zeit etwas klamm,
und dürfen deshalb in Zukunft 49
Prozent der ja schon um 1/3 erhöh-
ten Durchschnittsbeiträge auf die
Eltern umlegen. Um die Sache zu
vereinfachen wollen wir nicht Pro-
zent- mit Bruchrechnung vermi-
schen und setzen den Elternanteil
auf 1/2 (Das ist etwas mehr als 49
Prozent des neuen Durchschnitts-

beirags).
Wer nicht PISA-geschädigt ist und
noch nach Adam Riese rechnen
kann, mache sich ans Werk. Her-
aus kommt dann Folgendes: In Zu-
kunft müssen die Eltern das Dop-
pelte bezahlen.
Die Kommune darf aber Härtefall-
regelungen treffen. Schüler des
Berufskollegs, die eine Ausbil-
dungsvergütung oder Ähnliches
erhalten, sind in Zukunft ganz von
der Lernmittelfreiheit „befreit“.
Die Bezeichnung „Lernmittelfrei-
heitgesetz“ wird somit immer
mehr zum Hohn. Statt Chancen-
gleichheit wird Chancenungleich-
heit gefördert.
Bildung wird wieder zu dem, was
sie mal war: Ein Privileg der Bes-
sergestellten. Die DKP-Fraktion
lehnt deshalb die Änderung des
Lernmittelfreiheitsgesetzes ent-
schieden ab und fordert eine echte
Lernmittelfreiheit.

Ulrich Kunold, schulpolitischer
Sprecher der DKP

Ganztagsschule

Halbherzig

Marxismus

Auf dem Kassenbon
Sie wollten schon immer mal eine
Kürzestfassung des Begriffs „Ka-
pitalismus“ haben? Nix leichter
als das!
Drehen Sie einfach mal den Kas-
senbon von Karstadt oder Extra
um. Da finden Sie neben den übli-
chen Kontoabbuchungsermächti-
gungen auch die Firmen angege-
ben, denen Ihre Daten eventuell
übermittelt werden, falls Ihr Kon-
to nicht hergibt, was es soll.

Und so findet man zum Karstadt-
Quelle-Konzern gehörig: Kar-
stadt, Quelle, Runners Point, Le
Buffet, Schaulandt, WOM, Golf
House und Neckermann. Also
schon mal zwei Katalogversender,
die zur gleichen Mischpoke gehö-

ren.
Auf der Rückseite eines Bons von
EXTRA finden sich folgende zum
METRO-Konzern gehörige Fir-
mennamen: extra, real.-, Kaufhof,
Praktiker, Sportarena, Media
Markt, Saturn, Lust for Life und
Emotions.
Auf einem Kassenbon werden Ih-
nen natürlich nicht die Besitzer
und Chefmanager mit Millionen-
einkommen und Milliardenbesitz
angegeben – aber immerhin: Sie
haben die Gewissheit, dass Ihr
Geld alles im gleichen großen un-
ersättlichen Hals des gleichen
Großkonzerns endet.
Zum Weiterlesen: Karl Marx:
Das Kapital!
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Weg, egal wie ...

Passhandel in Bottrop?
Sie brauchen einen Pass, aber Sie
wissen nicht wie? Fragen Sie im
Sozialamt der Stadt Bottrop nach,
dort wird man ihnen schon einen
besorgen.
Wie das? Vor einiger Zeit wurde
in der örtlichen Presse über die
Tatsache berichtet, dass in Bottrop
Pässe für abgewiesene Asylbe-
werber über einen Mittelsmann
„besorgt“ würden. Um genau zu
sein, über den Libanesen Musta-
pha R., wohnhaft in Bottrop, So-
zialhilfeempfänger. Pro Pass ist
wohl die stolze Summe von 2.500
Euro geflossen.
Aufgefallen ist die ganze Sache
dann durch einen dummen Zufall.
Da wurde nämlich das Telefon des
Mittlers von der Kripo überwacht,
im Zusammenhang mit Drogenge-
schäften. Aufgeschnappt wurde
dabei ein Gespräch zwischen dem
Libanesen und einem Mitarbeiter
des Bottroper Sozialamtes: „Dann
schick mal die Mücken wieder rü-
ber.“ Da fragt man sich doch
schon, was hat das Bottroper So-
zialamt mit Drogen zu tun. Hat es
aber nicht, so hoffen wir!
Die Sache ist so: Die Stadt Bottrop
entledigt sich ihrer unliebsamen
Asylbewerber mittels Geld – ein
Skandal ohnegleichen! Und nur
die DKP-Ratsfraktion fragt nach
der Rechtmäßigkeit der ganzen
Angelegenheit. Sie hat diesen
Skandal öffentlich gemacht, mit
einer Anfrage an den Hauptaus-
schuss. 21 Fälle sind in Bottrop
bekannt. Die Kosten für die Pässe
belaufen sich also insgesamt auf
52.500 Euro, damit 21 Libanesen
„nach Hause“ gelangen können.
Aber eine Familie zumindest durf-

te in Bottrop bleiben und brauchte
somit keine Pässe mehr. Und so
auch die berechtigte Forderung
des Sozialamtes nach Rückgabe
der Gelder an die Stadt. (Schick
die Mücken...)
Aber die Stadt hatte nun die Kripo
im Sozialamt. Wie unangenehm!
Die Staatsanwaltschaft hat zwar
das Verfahren gegen die Mitarbei-
ter des Sozialamtes eingestellt,
wegen erwiesener Unschuld.
Aber, wir erinnern uns, es ging der
Kripo nur um Drogen!
Die Stadtverwaltung ist erleichtert
und sieht keinen weiteren Hand-
lungsbedarf. Sozialdezernent Kle-
mens Kreul sieht in dem Passhan-
del sogar „eine Praxis für die Zu-
kunft“. Denn wie sonst solle man
identitätslose Flüchtlinge abschie-
ben. Über den Vermittler meint
Kreul: „Über seine Kanäle wissen
wir nichts“, aber er sei stadtbe-
kannt für seine ausgezeichneten
Verbindungen zum Libanon. Das
Verfahren selbst sei ganz normal,
fünf Familien hätten die Pässe so-
gar selbst angefordert. Und nur in
einem Fall sei der Pass gegen den
Willen eines in Abschiebehaft sit-
zenden Asylanten besorgt worden.
Und der war kriminell.
Wie nun die anderen 20 Personen,
die von Sozialhilfe, zum Teil einer
auf 75% gekürzten, leben müssen,
diese Summen aufgebracht haben
sollen, dafür gibt es auch eine Er-
klärung. Das Geld, so Kreul in ei-
nem Interview mit dem Radio Em-
scher Lippe, sei den Ausreisewilli-
gen von ihrem Überbrückungs-
geld abgezogen worden, dass sie
bei einer „freiwilligen“ Ausreise
vom Sozialamt erhalten.

Da fragte die DKP nun: Wie hoch
ist so ein Überbrückungsgeld, dass
die Betroffenen bereitwillig 2.500
Euro davon abgeben können, um
in eine Heimat zurückzukehren,
aus der sie vor Jahren geflohen
sind? Und ist es überhaupt recht-
mäßig, wenn die Stadt über die
Verwendung dieses Geldes be-
stimmt? Es wird ja eigentlich da-
für gezahlt, dass sich diese Men-
schen eine neue Existenz aufbauen
können. Es kann sich bei diesen
Summen nur um städtische Gelder
handeln, kein Sozialhilfeempfän-
ger ist in der Lage, 2.500 Euro für
einen Pass auszugeben.
Oder ist der Skandal noch größer
als angenommen? Handelt es sich
bei diesen Ausreisewilligen um
eine ganz eigenes Klientel, mit gu-
ten Kontakten zum Sozialamt –
vielleicht um Leute, die gar nicht
ausreisen müssen? Unserer Kennt-
nis nach befinden sich nämlich ei-
nige wieder in der Stadt Bottrop
und beziehen wieder Sozialhilfe.
Wenn die Stadt auch keinen Hand-
lungsbedarf sieht, die Ratsfraktion
der DKP hat Fragen gestellt, sind
es doch recht hohe Summen, die
da aus dem ansonsten so klammen
Stadtsäckel geflossen sind. Wie
kann der Sozialhilfeempfänger
Mustapha R. so viel Geld in die
Hände bekommen und wie viel da-
von ist bei ihm „kleben geblie-
ben“? Man beschäftigt sonst in
Bottrop sogar Ermittler, die So-
zialhilfeempfänger auf Nebenein-
nahmen überprüfen... Wo ist alles
verbucht? Gibt es Quittungen und
Belege?
Die DKP-Ratsfraktion sieht hier
eindeutig das Haushaltsrecht ver-

letzt. Nirgends im Haushalt sind
diese Summen ausgewiesen, kein
Ausschuss hat sie jemals geneh-
migt! Die Bezirksregierung in
Münster wurde vom Fraktionsvor-
sitzenden Michael Gerber aufge-
fordert, die Angelegenheit auf ihre
Rechtmäßigkeit in Bezug auf das
Haushaltsrecht hin zu überprüfen.
Alle anderen Parteien sehen die
ganze Sache als völlig normal an.
Rüdiger Lehr, Fraktionsvorsitzen-
der der Grünen: „Wir hatten nicht
den Eindruck, dass da suspekte
Dinge ablaufen“. Schließlich habe
man ihm versichert, das alle
Flüchtlinge „freiwillig ausgereist“
seien. Roland Trottenburg, Frak-
tionsvorsitzender der CDU, will
die Verwaltung sogar auffordern,
„immer so zu verfahren“. Schließ-
lich habe man eine unkonventio-
nelle Methode für eine erfolgrei-
che Abschiebung gefunden. Das
Geld für die Pässe sei gut angelegt.
Bottrop sei Vorreiter, denn „jede
Kommune will sie loswerden.“
Und Klemens Kreul sagt über den
in Abschiebehaft sitzenden Asy-
lanten: „Dem haben wir geholfen,
abgeschoben zu werden.“
Die DKP-Ratsfraktion aber for-
dert: Die Stadt Bottrop muss in
Zukunft auf den Passhandel und
den Vermittler verzichten, denn
dieses Vorgehen ist illegal! Die
Verantwortlichen für diese Vorge-
hensweise haben die Konsequen-
zen zu ziehen. Sollte man Pässe
für Asylanten unbekannter Natio-
nalität benötigen, ist der staatliche
Rechtsweg einzuhalten.
Die DKP fordert: Keine illegale
Abschiebepraxis!

Ulrike Abczynski
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Hände hoch ALDI im Eigen

Anwohner entsetzt
Im Stadtplanungsausschuss, der
Bezirksvertretung Süd und im
Hauptausschuss wurde im Mai ein
Antrag behandelt, der die DKP
aufhorchen ließ. Die TreuHand-
Stelle (THS) Essen beabsichtigte
nämlich, im Bereich Boy, konkret
zwischen der Johannesstraße, der
Hebeleckstraße und Im Johannes-
tal nördlich der Kleingartenanlage
16 „Wohneinheiten“ auf einer Flä-
che von 6.400 m² zu errichten. Die
Häuser sollen eine Zufahrt von der
Johannesstraße aus erhalten. Die
Lage des Grundstücks ist auf dem
Ausschnitt als fett umrandete Flä-
che zu erkennen.
In den gleichen Sitzungen wurde
ein ähnlicher Antrag für eine ähn-
liche Bebauung „Am Schüren-
busch“ beraten. Die DKP hat in
den Sitzungen diese Bebauungs-
pläne vorerst einmal abgelehnt,
weil wir der Meinung waren, dass
die Bebauung zu dicht sein könn-

te. Laut „Klimafunktionskarte“
von 2002 liegen die Grundstücke
innerhalb des sogenannten „Stadt-
randklimas“, das sich durch eine
lockere Bebauung mit guter
Durchgrünung, und gutem Luft-
austausch auszeichnet.
Die Vertreter der DKP führten
umgehend „vor Ort“ Versamm-
lungen durch, um die Anwohner
über die Planungen zu informie-
ren. Die waren dann auch entsetzt
zu hören, was die THS mit ihrer
Nachbarschaft vor hat und fingen
an, Unterschriften zu sammeln,
um Einsprüche geltend zu ma-
chen. Die anderen Parteien stimm-
ten dem Ansinnen der THS übri-
gens zu – unbesehen. Denen
braucht man keine Pistole vor die
Brust zu halten, die heben auch so
die Hände!!

Günter Ziemek,
Bezirksvertreter

Was würde Willy sagen?

Mehr Demokratie wagen
Die DKP hatte vor und nach Be-
ginn des US-Angriffs auf den Irak
vor den weiterführenden Schulen
in Bottrop einige Ausgaben ihrer
Jugendzeitung HÖMMA mit In-
formationen über Krieg und Frie-
den verteilt. Von den Schülern
wurde dieZeitung auch gut und
gern angenommen.
Doch ausgerechnet vor der Willy-
Brandt-Gesamtschule fühlte sich
der stellvertretende Schulleiter
und wohl ein Hausmeister bemü-
ßigt, solch eine Aktion der DKP zu
verhindern und rief die Polizei.
Die kam dann auch und nahm die
Personalien auf, eine Strafanzeige
folgte!
Nur: Wofür eigentlich? Die Ver-
teiler hatten nichts verbrochen,
waren nicht auf dem Schulgelän-

de, hatten keine Aufrufe zur Revo-
lution oder zum Verprügeln von
Lehrern in der HÖMMA veröf-
fentlicht und warfen auch nicht
mit Wattebäuschen auf den Schul-
leiter, SPD-Mitglied Winkel-
mann.
Das sagte sich dann wohl auch die
Staatsanwaltschaft in Essen: Die
Kommunisten haben nichts Ver-
botenes getan – und stellte das
Verfahren ein...
Dennoch bleibt festzuhalten: Ban-
ge machen gilt nicht! Denn nach
dem ersten Auftauchen der Polizei
standen die Verteiler der
HÖMMA jede Woche vor der
Willy-Brandt-Gesamtschule – nun
erst recht. Hat das jemanden geär-
gert?

Michael Gerber

Seit Monaten beschwerten sich die
Anwohner der Rippelbeck- und
der Liebrechtstraße darüber, dass
ihre Straßen für den Durchgangs-
verkehr missbraucht werden.
Grundübel für diesen Zustand ist
die ALDI-Ausfahrt, die in die Rip-
pelbeckstraße mündet. Viele AL-
DI-Kunden, aber auch Lieferan-
ten, die stadteinwärts fahren
möchten, versuchen dies durch
das Wohngebiet Rippelbeck-/ Lie-
brechtstraße, da ein Abbiegen von
der Rippelbeckstraße in die Glad-
becker Straße nur nach rechts
stadtauswärts möglich ist.
Monatelang benötigte die Verwal-
tung, um die Bezirksvertretung
Bottrop-Mitte über den gesamten
Sachverhalt zu unterrichten. Lan-
ge Zeit geschah überhaupt nichts,
bis die Anwohner in der Sitzung
der Bezirksvertretung erschienen.
Und als das Thema im November
auf die Tagesordnung der Bezirks-
vertretung kam, war das Straßen-
verkehrsamt nicht in der Lage, ei-
nen Vertreter in die Bezirksvertre-
tung zu entsenden, der Rede und
Antwort stehen konnte.
Endlich aber fasste die Bezirks-
vertretung einen Beschluss. Aus
„Kostengründen“ wurde nicht
dem Vorschlag der DKP gefolgt,
eine Ausfahrt mit Ampel an der
Gladbecker Straße einzurichten
und diese mit der Fußgängerampel
zu kombinieren. Die Bezirksver-
tretung beauftragte statt dessen die
Verwaltung, eine vertragliche Re-
gelung mit der Firma ALDI über
die Einrichtung einer gesonderten
Ausfahrt zur Gladbecker Straße
mit einer zeitgleichen Aufgabe der
Ausfahrt vom Kundenparkplatz
zur Rippelbeckstraße zu treffen.
Doch wer nun glaubte, es wäre al-
les in trockenen Tüchern, der irrte
gewaltig.
Nur durch den Umstand, dass in
der Sitzung im Januar nachgefragt
wurde, wie weit die Verhandlun-
gen gediehen sind, kam ein neuer
Stolperstein ans Tageslicht (Ja,
Sie haben richtig gelesen, nicht die
Verwaltung unterrichtete die Be-
zirksvertretung, sondern die Be-
zirksvertretung musste erst nach-
bohren). Der Stolperstein ist ein
Vertrag der evangelischen Kirche
mit dem Eigentümer des Grund-
stücks, der Firma Schellberg. Die-
ser Vertrag verbietet eine Ausfahrt

zur Gladbecker Straße.

Mittlerweile hat es ein Gespräch
aller Fraktionssprecher der Be-
zirksvertretung mit dem Baude-
zernenten Herrn Brackmann gege-
ben. Der dort von allen Fraktionen
abgesprochene Vorschlag sieht
nach wie vor die Beibehaltung der
Ausfahrt zur Rippelbeckstraße vor
und wurde in der Bezirksvertre-

tungssitzung am 11. März be-
schlossen. Allerdings soll das Ab-
biegen aus der Rippelbeckstraße
in die Gladbecker Straße in Rich-
tung Stadtmitte freigegeben wer-
den.
Das hätte allerdings zur Folge,
dass vor ALDI auf der Gladbecker
Straße nicht mehr geparkt werden
darf. Diese Regelung soll ver-
suchsweise für ein Jahr Gültigkeit
haben. Meinen Vorschlag, die
Ausfahrt vom ALDI-Gelände
rechts in die Rippelbeckstraße zu
verbieten, wurde mit dem Hinweis
verworfen, dass dann die Anwoh-
ner des Wohngebietes einen Um-
weg über die Gladbecker und die
Aegidistraße fahren müssten...
Das Fazit aus dieser unendlichen
Geschichte ist einfach: Es bleibt
spannend! Lassen wir uns besser
nicht überraschen, welches Ergeb-
nis diese Regelung in einem Jahr
bringt, sondern halten wir ein
Auge drauf! Vielleicht werden alle
ALDI-Kunden mit einem Hub-
schrauber befördert, damit sie ab-
heben können und die Verkehrs-
probleme beseitigt sind. Einige
Herren in der Verwaltung sollte
man auch befördern, aber am Be-
sten mit einer Rakete zum Mond!

Ulrich Kunold,
DKP-Vertreter in der

Bezirksvertretung Mitte

Dauerthema
vom Tisch?
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Wirklich ein Skandal Nass oder trocken?

Jedes zehnte Kind
lebt in Armut
Als „massivsten sozialpolitischen
Kahlschlag seit Bestehen der Bun-
desrepublik“ hat zum Ferienbe-
ginn der Paritätische Wohlfahrts-
verband die Agenda 2010 bezeich-
net. Gemeinsam mit dem Deut-
schen Kinderschutzbund warnte
der Verband vor den dramatischen
Folgen des Sozialabbaus vor allem
für Kinder und Jugendliche. Um
der wachsenden Armut zu begeg-
nen, fordern sie eine Erhöhung der
Sozialhilfe um 16 Prozent und
eine Grundsicherung für Kinder.
Durch die geplante Zusammenle-
gung von Sozialhilfe und Arbeits-
losengeld steige die Zahl der Men-
schen, die Leistungen auf dem Ni-
veau der Sozialhilfe beziehen,
sprunghaft, betonte die Vorsitzen-
de des Paritätischen Wohlfahrts-
verband.
Einer Expertise zufolge wächst die
Zahl der Kinder und Jugendlichen,
die von Armut betroffen sind, von
einer Million auf 1,5 Millionen –
somit jedes zehnte Kind in
Deutschland.
� Die Zusammenlegung von Ar-
beitslosenhilfe und Sozialhilfe er-
folgt vor dem Hintergrund eines
rapiden Anstiegs der Bezieher bei-
der Leistungen. War die Zahl der
Sozialhilfebezieher 2000 mit mi-
nus 4,1 Prozent noch rückläufig,
so zeichnete sich bereits in 2001
eine Trendwende ab, die 2002 mit
einem Zuwachs von 3,8 Prozent
voll durchschlug. Rund 2,8 Millio-
nen Menschen bezogen Ende 2002
laufende Hilfe zum Lebensunter-
halt außerhalb von Einrichtungen,
was einer Sozialhilfequote von 3,4
Prozent entspricht.
� Die gleiche Bewegung zeigt
sich in der Arbeitslosenhilfe, die
2002 einen sprunghaften Anstieg
von sogar 14,6 Prozent aufweist.
Dieser Trend setzt sich auch 2003
fort: Im April bezogen rund zwei
Millionen Menschen im Arbeits-
losenhilfe. Weitere Haushaltsan-
gehörige der Arbeitslosenhilfebe-
zieher mitgezählt, waren rund 3,7
Millionen Menschen in 1,7 Millio-
nen Haushalten betroffen, das sind
34,6 Prozent der Gesamtbevölke-
rung.
� Kinder und Jugendliche sind
nicht nur besonders häufig von So-
zialhilfeabhängigkeit betroffen –
ihre Sozialhilfequote beträgt 6,7
Prozent gegenüber 3,4 Prozent bei
allen Altersgruppen –, außerdem
leben 7,2 Prozent aller Minderjäh-
rigen in einem Haushalt, der auf

Arbeitslosenhilfe angewiesen ist.
� Rund 5,6 Millionen Menschen
in 2,8 Millionen Haushalten bezo-
gen 2002 Sozialhilfe und/oder Ar-
beitslosenhilfe, was einer Quote
von 6,8 Prozent der Bevölkerung
entspricht. Darunter befanden sich
1,8 Millionen Kinder und Jugend-
liche, das sind11,9 Prozent aller
Minderjährigen in Deutschland.

Die Präsidentin des „Paritäti-
schen“ kritisiert die Regierung:
„Wir können keine Politik mittra-
gen, die spaltet, statt integriert und
Armut in unserem Lande erzeugt,
statt sie zu bekämpfen.“ Der Präsi-
dent des Kinderschutzbundes, Hil-
gers, verwies auf die weitreichen-
den Folgen. Arme Kinder seien
häufiger krank, schlechter ernährt
und lebten oft in vernachlässigten
Stadtvierteln. Nicht erst die Er-
gebnisse der PISA-Studie hätten
gezeigt, dass im Bildungsbereich
arme Kinder zudem besonders be-
nachteiligt seien. „Da Bildung und
fachliche Qualifikation Grundvor-
aussetzung sind, um am gesell-
schaftlichen Leben und Wohl-
stand teilzuhaben, werden so die
Chancen der armen Kinder dra-
stisch gemindert und Armut ´ver-
erbt´ sich in die nächste Genera-
tion.“
Er hob hervor, dass mehr als die
Hälfte der Kinder, die von Sozial-
hilfe leben müssen, bei Alleiner-
ziehenden aufwachsen. „31 Pro-
zent aller Alleinerziehenden sind
Einkommensarm und die Ab-
schaffung der Steuerklasse II wird
ihre Einkommenssituation noch
einmal deutlich verschlechtern.“
Der Präsident des Kinderschutz-
bundes forderte die Bundesregie-
rung auf, endlich ein Programm
zur Bekämpfung der Kinderarmut
vorzulegen und umzusetzen. Dazu
gehörten der Ausbau von Betreu-
ungsangeboten insbesondere für
Kinder unter drei Jahren, die Ein-
richtung kindgerechter Ganztags-
schulen und eine individuelle För-
derung von Kindern. Als mittelfri-
stige Maßnahme zur finanziellen
Unterstützung von Familien for-
dert Hilgers eine Erhöhung des
Kindergeldes auf 300 Euro.
Es dürfte interessant sein, hier ein-
mal die Zahlen für Bottrop kennen
zu lernen – in der Tendenz dürfte
es nicht anders aussehen, als bun-
desweit.

Dagmar Gerber,
Mitglied im Jugendhilfeaus-

schuss, Tel: 96227

Warten auf das
Häuschen
Wie man in Bottrop
am besten etwas er-
reichen kann, de-
monstrierte Gertrud
Schulz, DKP-Mit-
glied, bei ihrem
Einsatz für ein War-
tehäuschen in der
Nähe ihrer Woh-
nung. Es dauerte
viel zu lang, und so
wurden von ihr und
ihren Nachbarn Un-
terschriften gesam-
melt. Hier ihre Rede
anlässlich der Über-
gabe der Liste an
den OB in einer
Ratssitzung:
„Sehr geehrte Da-
men und Herren,
sehr geehrter Herr
Löchelt,
mein Name ist Ger-
trud Schulz und ich
wohne am Südring.
Da ich kein Auto
habe, bin ich auf
den Bus angewie-
sen. Und da beginnt
nun das Problem.

Früher hatten wir an
der Haltestelle an
der Kornbecke. Jetzt
ist das aber anders. Seit die Busli-
nien in Bottrop neu geregelt wur-
den ist unsere Haltestelle verlegt.
An der neuen Stelle nun gibt es kei-
nerlei Möglichkeit mehr zum Un-
terstellen.
Schon im Oktober 2000 wurde das
Problem zum ersten Mal ange-
sprochen. Da hieß es zuerst, ein
Wartehäuschen könne erst gebaut
werden, wenn die neuen Busse da
sind. Dazu müsste man ja dann so-
wieso den Bordstein ändern und
bei der Gelegenheit... Dann hieß
es, an dieser Stelle wäre ohne Zu-
stimmung der Hausbesitzer kein
Wartehäuschen möglich, aber
man wolle diese einholen.
Jetzt heißt es, die Hausbesitzer
wollen das nicht. Kann man ja
auch verstehen. Wer will schon
ein Wartehäuschen direkt vor dem
Wohnzimmerfenster. Nur wir
Busfahrer sind die Dummen und
stehen buchstäblich im Regen.
Und deshalb wollen wir nun end-
lich eine gescheite Unterstellmög-
lichkeit. Wir zahlen ja schließlich
genug für den Bus.
Und wenn ein Wartehäuschen an
dieser Stelle nicht möglich ist,

dann verlegen Sie doch die Halte-
stelle um 100m. Da ist dann Platz
ohne Ende. Ich habe hier über 92
Unterschriften, alles Anwohner,
die betroffen sind, meist alte Leu-
te.
Wir alle wollen nicht mehr im Re-
gen stehen.
Aber wenn Sie noch lange brau-
chen, um unsere Wünsche nach ei-
nem Wartehäuschen zu erfüllen,
können sie das Wartehäuschen
dann am Friedhof aufstellen, da
sind wir dann nämlich alle.“

Anmerkung:
Trotz aller hochheiliger Ver-
sprechungen steht das Warte-
häuschen noch immer nicht, wo
es laut Zusage durch den OB
bald stehen sollte! Soll erst wie-
der der Herbst abgewartet wer-
den, bis es wieder kräftig regnet,
fragte sich Gertrud Schulz – und
machte ihrem Unmut in der letz-
ten Ratssitzung vor der Som-
merpause Luft, indem sie mitten
in der Sitzung mit einem Um-
hängeschild nach vorn ging:
„Wo bleibt unser Wartehäus-
chen?“
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Mut zur Zahnlücke? – SPD meint: Ja!!

Die Gesundstoßer vom Dienst
� Wenn schon in manchen
Kommunen die Hundesteuer
mehr Steuereinnahmen ein-
bringt, als die Einkommenssteu-
er der Unternehmen,
� wenn 0,5 Prozent der Men-
schen in Deutschland über 25
Prozent des gesamten Reich-
tums verfüge,.
� wenn 50 Prozent der Men-
schen in Deutschland über keine
Notgroschen verfügen und
� wenn in viel zu vielen Regio-
nen Deutschlands über 10 Pro-
zent der arbeitsfähigen Bevölke-
rung arbeitslos ist,
dann kommt man schon ins Grü-
beln (ohne von Armut, Alkoholis-
mus, Kriminalität, Analphabeten-
tum zu sprechen). Was ist dies für
ein System, in dem die Menschen
leben?
Es ist ein kapitalorientiertes Sy-
stem, ein kapitalistisches System,
ein System, in dem der Mensch
nicht die wichtigste Rolle spielt.
Die wichtigste Rolle spielt die
Rendite, die Profitrate.
Und diese Rendite macht sich nun
mit Hilfe der Bundesregierung
auch im Gesundheitswesen breit.
Krankenhäuser werden privati-
siert, angeblich um mehr Qualität
zu schaffen. In Wirklichkeit geht
es darum überhaupt nicht; sie wer-
den auf Rendite, auf Wettbewerb,
auf Gewinnerwirtschaftung aus-
gerichtet.
Der Bundesverband der Kapital-
vertreter (BDA) gibt die Vorgaben
für die Regierung an. Jeder Euro,
der über die sogenannten Lohnne-
benkosten in die soziale Absiche-
rung der Menschen geht, schmä-
lert ihren Gewinn. Gegensätzliche
Interessen also.
Ihre Ziele sind dokumentiert und
lauten:

Zerstörung der
paritätischen Finanzierung
Die Eigenbeteiligung soll zuneh-
men. Eintrittsgebühr für Arztbe-
such, Erhöhung der Rezeptgebüh-
ren, Eigenbeteiligung bei Kran-
kenhausaufenthalten usw.
Das bedeutet, dass nicht die Kran-
kenkasse mit den Beiträgen aller
Versicherten und der Arbeitgeber-
seite zu gleichen Teilen diese Ko-
sten trägt, sondern der oder die Be-
troffene selber durch die Eigenbe-
teiligung. Damit wird das paritäti-
sche Bezahlungsprinzip (Arbeit-
geber und Arbeitnehmer zu glei-
chen Teilen in Krankenversiche-
rung und daraus alle Krankheits-
kosten abzudecken) unterlaufen.

Leistungsabbau
Zweiklassenmedizin ist geplant.
Die Arbeitgeber wollen die Bei-
tragssätze auf 6Prozent drücken.
In der Folge drängen sie die Bun-
desregierung, nur noch Basislei-
stung der Krankenversicherung
für die Kranken zu liefern. Medi-
zinisch begründet ist die Unter-
scheidung von Grund- und Wahl-
leistungen nicht. Gesundheit light.
Wer Geld hat, kann sich ja dann
zusätzlich privat versichern. Die
große Masse der Versicherten sind
die Geschädigten dabei. Die Un-
ternehmen sind die Gewinner, sie
haben wider ein paar mehr Rendi-
teprozente gewonnen.

Zerstörung des
Solidarprinzips
Unsicherheit und Angst nehmen
zu. Mit dem Anwachsen der Ei-
genbeteiligung an den Krankheits-
kosten werden die Finanzierung
der Kosten, die Gesundheit wieder
herzustellen, aber gleichzeitig
nicht mehr von der Gemeinschaft

über die Beiträge getragen, die
Kranken müssen selber zahlen.
Dabei kann es jeden treffen und es
wäre mehr als gerecht, sozial und
solidarisch, wenn den Betroffe-
nen, die krank sind, nicht auch
noch Kosten aufgebürdet würden,
sonder die Gemeinschaft sie trägt.
Die Krankheitskosten können Fa-
milien in den Ruin treiben.
Die derzeitige Regierung beab-
sichtigt den grundlegenden Um-
bau, die Zerstörung des derzeiti-
gen Gesundheitssystems. Bundes-
kanzler Schröder greift das Kran-
kengeld an, Gesundheitsministe-
rin Schmidt treibt die Kranken-
häuser in die Privatisierung. Die
Rürup-Kommission flankiert dies
alles noch mit Vorschlägen zur
Einführung von Eintrittsgeldern
für einen Arztbesuch. Es ist ein
Frontalangriff auf soziale Errun-
genschaften. Lasst uns lauter wer-
den, lasst uns den Zerstörern der
Sozialsysteme in den Arm fallen,
lasst uns nicht weiter tatenlos zu-
sehen!

Irmgard Bobrzik – Tel: 62020

Die Gedanken
sind frei
(Zu singen nach bekannter Melo-
die – solange man noch singen
kann und darf)

Die Gedanken sind frei,
wer kann sie erraten
Sie fliegen vorbei
wie nächtliche Schatten
kein Mensch kann sie wissen
kein Jäger erschießen
mit Pulver und Blei
die Gedanken sind frei!

Der Schröder ist frei
bei all seinen Taten
und ganz so nebenbei:
er hat uns verraten!
Sozialdemokraten,
ihr seid gut beraten
Nicht nur zum ersten Mai!
der Schröder ist frei.

Der Hartz, ja der ist frei,
Konzepte zu spucken
wer arbeitslos, der sei
als Freiwild zu ducken
so ganz ohne Rechte
und ohne Geld möchte
er uns haben dabei:
der Hartz, der ist frei!

Der Riester ist frei,
die Rente zu würzen.
Ob Aktien, Fonds? Dabei,
es gilt sie zu kürzen.
Man kann ja noch schaffen
mit achtzig, dann raffen
wir hin so nebenbei
der Riester ist frei!

Der Eichel, der ist frei,
Vermögen zu schenken
den Reichen dazu sei-
en Steuern zu senken
die Armen die müssen
schon mal dafür büßen
so eine Steuerei
die macht unsern Eichel frei!

Der Stoiber, dann ist Schluss!
Der will noch was werden.
Zur nächsten Bundeswahl
Er soll Kanzler werden
So denkt er ganz heftig
doch wir werden deftig
ihn hindern dabei
Der Stoiber sei nicht frei!

Die Gedanken sind frei,
ihr könnt sie erraten!
Was wir denken dabei,
bei all diesen Taten.
Wir werden drum schaffen
mit all unsern Waffen
damit wir werden frei!
Von dieser Schweinerei!
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Auch Ihre Unterschrift kann helfen!

Den Markt erhalten
Seit Ende Juli werden Unterschriften gegen die
wieder einmal ins Spiel gebrachte Verkleine-
rung des Marktplatzes gesammelt. Sofort nach
Bekanntwerden hat die DKP die Markthändler
und Marktbesucher über die neuen Pläne infor-
miert – mit eindeutiger und überwältigender Re-
sonanz: So geht es nicht – der Markt muss er-
halten werden, er muss verschönert und das
Pflaster muss ausgebessert werden – nur klei-
ner darf er nicht werden!
Dass die DKP sich für die Erhaltung des Mark-
tes einsetzt und die Bottroper und die Auswärti-
gen, die den Markt besuchen und beschicken,
die Verkleinerungspläne nicht mittragen, son-
dern ablehnen, ist nichts Neues. Dies ist insge-
samt das vierte oder fünfte Mal, dass die Mes-
ser gewetzt werden, um ein Stück vom Markt
abzuschneiden.

Es reicht jetzt:

Die Bürger wollen in die Planung der Innenstadt
einbezogen werden,
� sie wollen den Markt in seiner jetzigen Größe
erhalten,
� sie sind den Schacher um dieses Filetstück
leid und
� sie haben genug vom ewigen Stückwerk:
Hier ein bisschen Planung, da ein bisschen Um-
bau, dort ein wenig Spekulation – das bringt
nicht mehr Kaufkraft in die Innenstadt, sondern
mehr Unsicherheit.
Unterschreiben auch Sie den Aufruf, sammeln
auch Sie Unterschriften und geben Sie uns die
Listen dann zurück – wir werden sie dem Rat
der Stadt vorlegen und Ihrem Protest Gehör
verschaffen!


